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Dialog auf Augenhöhe – Wer Beteiligung 
erwartet, muss sich auch auf Veränderungen 
einlassen

Peter Ruhenstroth-Bauer, Berliner Beirat für Familienfragen

Fehlendes politisches Interesse, mangelnde Attraktivität für politi-
sches Engagement oder ganz einfach nur die nüchterne Betrachtung 
der Entwicklung von Mitgliederzahlen und des steigenden Alters-
durchschnitts in den Parteien, aber auch Gewerkschaften und 
Organisationen der Zivilgesellschaft, werden allenthalben lautstark be-
klagt. Kinder und Jugendliche dafür zu begeistern, sich zu engagieren, 
zählt daher in einer demokratischen Gesellschaft zu den zentralen He-
rausforderungen. Auf der Suche nach neuer Attraktivität erhalten dabei 
Kommunikation und Dialog scheinbar einen besonderen Stellenwert. 
Die Erfahrungen zeigt jedoch vor allem eines: Interesse für das „sich 
einmischen“ hat man nur, wenn sich das Engagement aus der Sicht 
eines Betroffenen wirklich lohnt. Wichtig ist, dass derjenige, der die 
Einmischung, das Mitmachen und auch das Engagement angestoßen 
hat, signalisiert, dass er alle Ideen und Beiträge wirklich ernst nehmen 
wird. Immer drängender wird es dabei für die Politik, die erkennen 
muss, dass ihre Legitimation, trotz Wahlen, bei einzelnen Projekten 
ohne eine Beteiligung der Betroffenen immer mehr auf tönernen 
Füssen steht. Voraussetzung für das Engagement ist dabei offensicht-
lich nicht, dass man sich als engagierteR BürgerIn mit seiner Vorstellung 
zu 100 % durchsetzt. Von wirklicher Bedeutung ist der Beteiligungs-
prozess selbst, für den eine Kommunikation „auf Augenhöhe“ 
unbedingte Voraussetzung ist. Das bedeutet letztendlich, dass am Ende 
eines Prozesses, an dem sich viele Menschen beteiligt haben, ein Pro-
jekt durchaus anders aussehen kann, als es zu Beginn vorgesehen war. 
Um den Beweis der Kommunikation auf Augenhöhe anzutreten, be-
darf es keines großen Planungsprojektes à la „Stuttgart 21“ mit dem 
Widerstand der Menschen gegen alle Unwägbarkeiten. Dass es die Po-
litik wirklich ernst meint mit dem Engagement und der Einmischung 
der BürgerInnen, kann und muss sie schon an unmittelbaren und viel 
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weniger spektakulären Alltagsprojekten zeigen. Gerade hier besteht 
die echte Chance, auch die Lebenswelten von Kindern und Jugend-
lichen unmittelbar einzubeziehen. So könnte eine Brücke von den 
Interessen und Herausforderungen zur praktischen Umsetzung ge- 
schlagen werden. 

Das Beispiel des Berliner Beirates für Familienfragen 

In Berlin wurde ein Projekt aufgesetzt, das genau den Beweis dafür 
erbringen kann, dass man das Engagement ernst nimmt. Es kann 
zeigen, dass Kommunikation auf Augenhöhe funktioniert, dass es sich 
lohnt, sich einzumischen und zu engagieren. Ende 2007 hat der Ber-
liner Senat ein überparteiliches und ehrenamtliches Beratungsgremium 
berufen – den Berliner Beirat für Familienfragen. Mit der Berufung 
der 22 VertreterInnen des Gremiums aus Wissenschaft, Wirtschaft, 
Gewerkschaften, Politik, Wohlfahrt, Glaubensgemeinschaften und 
Einzelpersonen hat der Senat der Familienpolitik im Land Berlin einen 
sichtbar neuen Stellenwert gegeben. In dem Gremium sitzen nicht nur 
VertreterInnen aller Fraktionen des Berliner Abgeordnetenhauses, 
sondern bewusst auch solche Akteure, die man auf den ersten Blick 
nicht mit praktischer Familienpolitik in Verbindung bringt; so zum 
Beispiel die Handwerkskammer oder die Industrie- und Handels-
kammer Berlins. Aber nicht nur die Zusammensetzung, auch die vom 
Senat beschlossene Aufgabenstellung in der Satzung des Familienbei-
rats zeigen, dass die Politik bereit scheint, beim Thema Familie ein 
breites Kompetenzfeld zu aktivieren. Der Beirat ist aufgefordert,  
familienrelevante Senatsentscheidungen vorab beratend zu begleiten1, 
Familienfragen in der Stadt eine relevante Stimme zu geben und 
schließlich: den Familienbericht des Landes Berlin in dieser Legisla-
turperiode zu erarbeiten. Ende Januar 2011 wird der Familienbericht 
für diese Legislaturperiode abgeschlossen und dem Regierenden 
Bürgermeister übergeben. 

Der Berliner Familienbeirat hat für diesen Bericht klare Ziele for-
muliert: Neben einer Bestands – und Bedarfsanalyse der bestehenden 
familienorientierten Angebote Berlins soll auch eine Weiterentwick- 

1  http://www.familienbeirat-berlin.de/stellungnahmen.html
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lung und ggf. Neukonzeption familienpolitischer Maßnahmen ange- 
boten werden. Für die vielen verschiedenen Akteure der Hauptstadt 
werden so Angebote und Beispiele für eine unmittelbare Umsetzung 
zusammengestellt. Im Ergebnis wird der Berliner Familienbericht also 
nicht nur Risiken beschreiben, sondern auch Chancen aufzeigen: 
neben den „Defiziten“ wird ein gleichberechtigter Schwerpunkt auf 
bereits bestehende gute Praxis in Berlin gelegt. Denn dass auch drin-
gender Bedarf besteht, die Aktivitäten in den zwölf Berliner Bezirken 
zu vernetzen, zeigt schon ein oberflächlicher Blick: Die Beispiele 
guter Praxis kommen in der Hauptstadt über manche Bezirksgrenze 
nicht hinaus. 

Um die Inhalte des Familienberichts zu konturieren, wurden von 
den Beiratsmitgliedern 2008 in einer Prioritätsabfrage sechs Schwer-
punktthemen des Familienberichts identifiziert: 

•	 Familien und Beruf vereinbaren/Work-Life-Balance

•	 Familienfreundliche Regionen und Stadtquartiere

•	 Ausbau der familienfreundlichen Infrastruktur in Berlin

•	 Damit Familienarmut nicht zum Alltag gehört!

•	 Bildung und Ausbildung für alle Kinder und Jugendlichen

•	 Integration in unserer Stadt – als Querschnittsthema für alle vorher-
gehenden Schwerpunktthemen.

Bei der Erarbeitung dieser Themen durfte es nach Auffassung des 
Familienbeirats nicht allein um die Expertise der Wissenschaft sowie 
der Akteure für Familien in der Stadt gehen. Im Vordergrund sollten 
die Anregungen und Hinweise der Familien stehen. So wurde der Satz 
„der Berliner Familienbericht wird nicht über die Familien, sondern 
mit den Familien Berlins erarbeitet“ zur Richtschnur für die Berichts-
erarbeitung. Gleichzeitig sollten die familienpolitischen Akteure wie 
die Öffentlichkeit die Ergebnisse der verschiedenen inhaltlichen 
Schwerpunkte nicht erst mit der Übergabe des Berichtes kennen-
lernen. Deshalb wird die Berichterarbeitung vom Familienbeirat seit 
2008 als ein öffentlicher Prozess verstanden. Nach jedem Kapitel 
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werden die Zwischenergebnisse öffentlich kommuniziert und geben 
so Anlass zur Diskussion und gleichzeitig auch schon während der 
Berichtserarbeitung zur politischen Reaktion.

Die Themenschwerpunkte werden dabei in gleicher Struktur mit 
unterschiedlichen Instrumenten bearbeitet. Dazu gehören die vier ver-
schiedenen Herangehensweisen und Arbeitsformen2:

•	 Beteiligung

•	 Praxisorientierung

•	 Wissenschaftliche Expertise

•	 Diskussionsveranstaltungen und Fachforen.

Nach einer Einführung in die verschiedenen Themen und der 
Bedeutung für die Familien in Berlin wird mit einer eigenen Be-
standsaufnahme beschrieben, wie die Wirkungen der aktuellen 
Angebote, Maßnahmen und Strukturen auf Familien aussehen. 
Die wissenschaftliche Bewertung bildet dabei die Grundlage für 
die Analyse, aus der sich dann in der folgenden Diskussion eine 
Prioritätensetzung mit Handlungsansätzen und Vorschlägen zur 
Weiterentwicklung ergibt. So entwickelt der Familienbericht als 
Beteiligungsprojekt mit Familien, Kindern und Jugendlichen,  
SeniorInnen und der Fachöffentlichkeit aus der Gesamtschau der 
unterschiedlichen Perspektiven Umsetzungsempfehlungen, die 
die Akteure unter Einbeziehung schon bestehender best Practice 
aus Berlin als Anregung und Auftrag verstehen sollten.

Beteiligung

Um eine breite Beteiligung an den Schwerpunkten des Familienbe-
richts zu ermöglichen, wurde 2008 der erste Berliner Online-Dialog3 
unter www.Zusammenleben-in-Berlin.de durchgeführt. Vier Wochen 

2  http://www.familienbeirat-berlin.de/familienbericht.html

3  http://www.familienbeirat-berlin.de/fileadmin/Familienbericht/Abschlussbericht_Berliner_Familiendis-
kurs_endg.pdf
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lang haben die BerlinerInnen ihre eigenen Schwerpunkte entwickelt, 
Themen diskutiert und Vorschläge gemacht. Wie bei vielen Online-
Diskussionen auch gab es Einige, die als registrierte Teilnehmer 
intensiv diskutiert haben und Viele, die „mitgelesen“ haben. 
Unterstützt durch prominente Paten des Dialogs, Schauspieler,  
TV-Journalisten, Sportler und andere stadtbekannte Einzelpersönlich-
keiten, diskutierten 318 registrierte NutzerInnen. Hinzu kamen 2816 
individuelle Mitleser. Mit insgesamt 38.000 Seitenzugriffen in den 
vier Wochen des Dialogs war die Nutzungs- und Reichweitenbilanz 
des ersten Online-Dialogs ein Erfolg. Bei einem hohen Anteil männli-
cher Teilnehmer (35 %) und einem Schwerpunkt auf der Altersgruppe 
der 30- bis 44-Jährigen (54 %) wurden 635 qualifizierte Beiträge mit 
67 konkreten Verbesserungsvorschlägen diskutiert. Die Top-Themen-
felder des Dialogs waren die Bereiche Bildung und Betreuung, 
Wohnumfeld und Verkehr, Freizeit und der Wunsch nach einem zent-
ralen Familieninformationsportal im Internet. 

Gerade für jüngere Zielgruppen ist die Beteiligung via Internet si-
cherlich viel unproblematischer und selbstverständlicher, als für ältere 
Menschen. Im Sinne einer möglichst breiten Partizipation wurden die 
Beteiligungsmöglichkeiten auch unmittelbar in den Berliner Bezirken 
umgesetzt. Von Januar bis Mai 2009 führte der Beirat sechs ganztä-
gige Familienforen4 in den Bezirken, Neukölln, Marzahn-Hellersdorf, 
Steglitz-Zehlendorf, Friedrichshain-Kreuzberg, Spandau und Pankow 
durch. Die Ergebnisse der Foren, die ebenso wie die Gesamtberichter-
stattung Wert darauf gelegt haben, nicht nur die Schwachpunkte „vor 
Ort“ zu identifizieren, sondern auch die gute Praxis vorzustellen, 
wurden in einem Abschlussbericht zusammengestellt und ausge-
wertet. In diesem Rahmen haben sich, je nach Ansprache, auch 
Jugendliche eingebracht, die ihre Lebenssituation unmittelbar „vor 
Ort“ verbessern wollten. 

Schließlich fand von April bis Mai 2010 unter www.zusammen-
leben-in-berlin.de der 2. Berliner Online-Dialog statt. Mit der 
begleitenden Kampagne „Werde Kiez-Angeordnete/r – Deine Online-
Stimme für Berlin“ wurde diesmal auf verschiedene Stadtteilviertel 
bezogen diskutiert. So wurde der Fokus unmittelbar „vor die Haustür“ 

4  http://www.familienbeirat-berlin.de/fileadmin/Familienbericht/Abschlussbericht_Famforen_endg..doc.pdf
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gelegt. Der 2. Online-Dialog wurde nicht nur durch die Konzentration 
auf die Stadtteilviertel wahrgenommen, sondern auch durch die inzwi-
schen zahlreichen Unterstützer, die mit pro bono Leistungen für das 
Projekt eingetreten sind. So hat die Deutsche Post AG rund 55.000 
Briefe des Familienbeirats mit der Aufforderung zur Beteiligung an  
Familienhaushalte verschickt.

Die Berliner Kommunikationsagentur „Johanssen+Kretschmer Stra-
tegische Kommunikation“ hat die gesamte Kampagne in der Kreation 
entwickelt und umgesetzt. Zusätzlich hat sie den Online-Dialog parallel 
durch eine vierwöchige Social Media Kampagne via Facebook begleitet. 
Die Stadtkultur Berlin GmbH hat über 1.000 Plakate kostenlos gehängt 
und die Berliner Tageszeitung „Der Tagesspiegel“ hat als Medienpartner 
für eine zusätzliche Öffentlichkeit gesorgt. Der Abschlussbericht, der 
die Auswertung des Online-Dialogs enthält, wurde veröffentlicht und 
unmittelbar in den Berliner Familienbericht 2011 eingearbeitet.

Brief des Berliner Familienbeirates an Familienhaushalte in Berlin
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Wissenschaftliche Expertise	

Zu den verschiedenen Themen und Fragestellungen des Familien-
berichts wurden Wissenschaftsexpertisen vergeben. So hat der Berliner 
Familienbeirat im August 2008 das Institut für sozialwissenschaftli-
chen Transfer (SowiTra) beauftragt, eine Bestandsaufnahme und 
Bedarfsanalyse5 zum Thema „Vereinbarkeit von Familie und Beruf im 
Lebensverlauf von Familien in Berlin“ durchzuführen. Der Beirat hat 
auf der Grundlage dieser Untersuchung konkrete Empfehlungen6 – 
insbesondere für die Handlungsfelder Arbeitswelt, Kindertages- 
betreuung, Informationsangebote und Datenlage – formuliert, wie die 
Balance zwischen Erwerbsarbeit und Familienleben besser gestaltet 
und unterstützt werden kann.

5  Bestandsaufnahme und Bedarfsanalyse zum Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf im Lebensverlauf 
von Familien in Berlin.

6  Empfehlungen des Berliner Familienbeirats zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
in Berlin.

 Plakatmotive der Kampagne zum 2. Berliner Online-Dialog
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Praxisorientierung

Damit es nicht alleine bei der Expertise bleibt, sucht der Berliner 
Beirat für Familienfragen auch schon vor Abschluss des Familienbe-
richts nach Praxisumsetzungen. Aus den Empfehlungen des Beirats für 
eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf wurde ein Bündnis 
des Familienbeirats mit der Industrie- und Handelskammer Berlin, der 
Handwerkskammer und dem DGB Landesbezirk Berlin-Brandenburg. 
Mit Unterzeichnung der Berliner Deklaration für Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie7 haben sich die Partner verpflichtet, einen Schwer-
punkt auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu legen. IHK und 
Handwerkskammer haben ihre Betriebsberater zusätzlich geschult, 
der DGB hat seine Betriebsräte über Vereinbarungsmöglichkeiten 
informiert. Alle Partner haben gemeinsam den ersten landesweiten 
Wettbewerb „Unternehmen für Familie – Berlin 2010“ ausgerufen, 
der im Sommer 2010 die familienfreundlichsten Betriebe Berlins 
ausgezeichnet hat.

Aus der Forderung des 1. Online-Dialogs nach einem zentralen 
Informationsportal wurde in Kooperation des Familienbeirats mit 
dem Verwaltungs- und Organisationsexperten Prof. Werner Jann 
an der Universität Potsdam ein studentisches Projekt zur Entwick-
lung der Inhalte eines solchen Familieninformationsportals8. Die 
Projektergebnisse werden jetzt in einem gemeinsamen Koopera-
tionsprojekt des Familienbeirats mit der Humboldt-Viadrina 
School of Governance und den Professoren Stefan Breidenbach 
und Jasminko Novak aufgegriffen und praxistauglich umgesetzt.

7  http://www.familienbeirat-berlin.de/nc/aktuelles/hintergrundinformationen.html?sword_
list[]=Deklaration

8  http://www.familienbeirat-berlin.de/fileadmin/Presse/10-03-05_Presseeinladung_Familieninformations-
portal.pdf
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Von Mitte Mai bis Ende Juli 2009 hat der Beirat stadtweit einen sog. 
„Call for Papers“ durchgeführt, indem er familienpolitische Akteure 
eingeladen hat, Best-Practice Beispiele für mehr Familienfreundlichkeit 
vorzustellen. So werden praxisrelevante Empfehlungen und gute Bei-
spiele für mehr Familienfreundlichkeit im Familienbericht vorgestellt.

Diskussionsveranstaltungen und Fachforen	

In Diskussionsveranstaltungen und Fachforen wird mit Teilneh-
menden aus Verbänden, Wissenschaft und Praxis über ausgewählte 
Themen diskutiert. So wurde im April 2009 mit der Friedrich-Ebert-
Stiftung die gemeinsame Konferenz „Berlin vernetzen für Familien...“9 
zum Konzept der Weiterentwicklung der Kindertageseinrichtungen zu 
Familienzentren veranstaltet. Praxisbeispiele aus Berlin und der ge-
samten Bundesrepublik haben die Thematik veranschaulicht. Mit der 
Veranstaltung „Zwischen Pflegebett und Arbeitsplatz“10 im Februar 
2010 hat der Familienbeirat in Kooperation mit den beiden Senatsver-
waltungen Familie und Wirtschaft und dem lokalen Berliner Bündnis 
für Familie die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege in das öffentliche 
Interesse der Stadt gerückt. Im März 2010 wurde ein Hearing zum 
Thema „Flexible Kindertagesbetreuung in Berlin“ durchgeführt. Es ist 
Grundlage für die Stellungnahme des Familienbeirats zu den Anforde-
rungen an eine flexible Kindertagesbetreuung in der Stadt.

Lackmustest für die Politik: Beteiligung auf Augenhöhe

Der Berliner Familienbericht 2011 soll mehr sein als ein Bericht, 
der den politischen Entscheidern zeigt, wo nach Ansicht der Experten 
die Schwachpunkte liegen. Mit der thematischen Konzentration soll 
deutlich werden, dass ein Ausschnitt aus dem breiten Spektrum aller 
Familienfragen betrachtet werden kann. Die Verbindung von Exper-
tise mit praktischer Umsetzung macht das Thema schon in der 
Erarbeitungsphase immer wieder öffentlich. Die Kommunikation der 
einzelnen Kapitel des Berichts über einen Zeitraum von fast drei 

9  http://library.fes.de/pdf-files/do/06770.pdf

10  http://www.familienbeirat-berlin.de/veranstaltungen/dokumentation.html
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Jahren und die Beteiligungselemente in der Berichtserarbeitung haben 
eine breite Öffentlichkeit in der Stadt erreicht. Damit ist jetzt schon, 
neben den Empfehlungen für die Politik und dem Handbuchcha-
rakter des Familienberichts Berlin 2011 ein Ziel erreicht: Familie ist 
Thema in Berlin. Doch ob dieser Prozess wirklich ein Erfolg wird, 
zeigt sich erst, wenn die Politik den Beleg dafür erbringt, dass sie die 
Anregungen und Vorschläge, die in den Online-Dialogen und Fami-
lienforen gewonnen wurden, wirklich ernsthaft prüft, und – so weit 
möglich – auch umsetzt. Davon hängt für junge wie auch für ältere 
Menschen maßgeblich ab, ob sie sich erneut in ähnliche Prozesse 
einbringen. Denn wer sich nicht mehr ernst genommen fühlt, verliert 
zu Recht Vertrauen. Wem vermittelt wird, er habe keine Ahnung, der 
fragt nach der Legitimation der Politik. Der Graben zwischen der 
Wirklichkeit der Menschen und den politisch Handelnden wird 
immer größer. Kein Wunder, wenn man sich anschaut, wie die Pflicht 
zu Information und öffentlicher Beteiligung vielfach wahrgenommen 
wird. Die weit verbreitete politische Attitüde „Information von oben 
nach unten“ funktioniert nicht mehr. 

In großen und zunehmend wohl auch kleinen Projekten bedeutet 
das für beide Seiten – Politik wie auch BürgerInnen – einen Gewöh-
nungsprozess. Der Bürgerfrust über „die da oben“ muss in echte und 
aktive Beteiligung umgelenkt werden. Auf der Suche nach Akzeptanz 
und einem Mehr an Legitimation muss die Politik dies ermöglichen 
und gleichzeitig das Bewusstsein schaffen, dass man sich auf Augen-
höhe begegnet. Es mag sein, dass das eine oder andere Politik- oder 
auch Wirtschaftsprojekt dadurch nicht so umgesetzt werden kann, 
wie man sich das ursprünglich gedacht hatte. Aber mit der Bürgerbe-
teiligung hat man die Legitimation für seine Projekte und damit den 
notwendigen Handlungsspielraum sichergestellt.

Kinder und Jugendliche, so belegt es u.a. die Shell-Jugendstudie 
201011, sind bereit, sich zu engagieren, wenn ihnen die Sache persön-
lich wichtig ist. Und obwohl auch das politische Interesse immer 
noch weit hinter dem Niveau der 1970er und 1980er Jahre liegt, ist 
der Anteil der politisch interessierten Jugendlichen wieder leicht ge-
stiegen. Dass ein Projekt wie in Berlin, in dem die Familie und das 

11  http://www.shell.de/home/content/deu/aboutshell/our_commitment/shell_youth_study/2010/
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Zusammenleben in der Stadt im Mittelpunkt stehen, dafür einen guten 
Ansatzpunkt bietet, zeigt die Jugendstudie ebenfalls12: Gerade in 
Zeiten gestiegener Anforderungen in Schule, Ausbildung und den 
ersten Berufsjahren bietet die Familie nach Ansicht von mehr als drei 
Viertel der befragten Jugendlichen einen wichtigen Rückhalt und emo-
tionale Unterstützung.

Gute Signale also, wenn es jetzt darum geht, den Beweis zu erbringen 
und die Erfahrung zu machen, dass sich Engagement wirklich lohnt.

12  http://www.shell.de/home/content/deu/aboutshell/our_commitment/shell_youth_study/2010/family/
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Meine Notizen und Ideen zum Thema:
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